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Unterrichtung 

durdi die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) zur Änderung der Haushaltsordnung 
in bezug auf die Mittel des Europäischen Sozialfonds 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
dessen Artikel 209, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c der Haus- 
haltsordnung vom 25. April 1973 für den Gesamt- 
haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften 
sind die Mittel, die zur Erfüllung der zwischen dem 
1. Januar und dem 31. Dezember ordnungsgemäß 
eingegangenen Zahlungsverpflichtungen benötigt 
werden, nur auf das folgende Haushaltsjahr zu über- 
tragen. 

Diese Vorschrift hat sich für die Mittel des Euro- 
päischen Sozialfonds wegen der Vorschriften für die 
Einreichung von Zuschuß anträgen und deren Nach- 
prüfung als zu starr erwiesen. 

Es ist daher angezeigt, sie zu lockern und vorzu- 
sehen, daß die betreffenden Mittel automatisch 
während eines Zeitraums von zwei Jahren übertra- 
gen werden — 


HAT FOLGENDE HAUSHALTSORDNUNG 
ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 6 der Haushaltsordnimg wird durch einen 
Absatz 6 a mit folgendem Wortlaut ergänzt: 

„Abweichend von Absatz 1 sind die Mittel des Euro- 
päischen Sozialfonds, die zur Erfüllung der im Rah- 
men der Mittel eines Haushaltsjahres eingegange- 
nen Zahlungsverpflichtungen benötigt werden, auto- 
matisch während der diesem Haushaltsjahr folgen- 
den zwei Jahre zu übertragen." 


Artikel 2 

Diese Haushaltsordnung tritt am 1. Dezember 1975 
in Kraft. 

Diese Haushaltsordnung ist in allen ihren Teilen 
verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 116 
vom 1. Mai 1973, S. 1 
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Begründung 


1 . Für die Übertragung der Mittel des Europäischen 
Sozialfonds (ESF) gelten gegenwärtig die allgemei- 
nen Bestimmungen von Artikel 6 der Haushalts- 
ordnung. Aus ihnen ergibt sich, daß die Mittel, die 
zur Erfüllung der zwischen dem 1. Januar und dem 
31. Dezember eingegangenen Zahlungsverpflichtun- 
gen benötigt werden, automatisch lediglich auf das 
folgende Haushaltsjahr übertragen werden können. 

2. Die Erfahrung der letzten Jahre hat gezeigt, daß 
diese Vorschrift für die Mittel des Sozialfonds zu 
starr ist. 

2.1 Die Zahlungsmodalitäten des ESF sind in der 
Verordnung (EWG) Nr, 858/72 des Rates vom 
24. April 1972 über bestimmte Verwaltungs- und 
Finanzmodalitäten der Tätigkeit des Europäi- 
schen Sozialfonds geregelt^). Artikel 4 Absatz 1 
Unterabsatz 1 dieser Verordnung ermöglicht, 
daß auf Antrag des Empfängers Vorschüsse ge- 
zahlt werden, deren Höhe 85 v. H. des Gesamt- 
betrages des Zuschusses nicht überschreiten 
darf. Der Restbetrag kann jedoch erst gezahlt 
werden, wenn bei der Kommission eine nach 
Abschluß der Maßnahme erstellte und mit Bele- 
gen versehene Gesamtaufstellung der Ausgaben 
eingegangen ist. Daraus folgt, daß der Antrag 
auf Zahlung des Restbetrages, der unter Um- 
ständen den gesamten gewährten Zuschuß aus- 
macht, im allgemeinen erst während des über- 
tragungsjahres gestellt werden kann. 

2.2 Die Verordnung (EWG) Nr. 2396/71 ^) des Rates 
schreibt vor, daß die Kommission die Zuschüsse 
des Fonds unter Berücksichtigung der tatsäch- 
lichen Kosten der Vorhaben gewährt. Daraus 
folgt, daß die Empfänger alle Fakten und Belege 
über die finanzierten Vorhaben sammeln müs- 
sen, um ihren Antrag auf Zahlung des Rest- 
betrages zu beziffern und zu belegen. 

Angesichts dieser Notwendigkeit dürfte es 
kaum möglich sein, die Einreichung der betref- 
fenden Anträge bis zum 30. Juni zu fordern. 


2.3 Wegen der Klausel der „tatsächlichen Kosten" 
sind die Dienststellen der Kommission verpflich- 
tet, alle Zuschußanträge einer gründlichen 
Kontrolle zu unterziehen. Abgesehen von eini- 
gen Ausnahmen ist mit dieser Kontrolle eine 
Überprüfung an Ort und Stelle verbunden. 

2.4 Wegen der von den Zusdiußempfängern zu 
erfüllenden Auflagen (siehe 2.3) erfolgen so- 
wohl die Kontrollen anhand von Belegen als 
auch die Nachprüfungen an Ort und Stelle not- 
wendigerweise in der zweiten Hälfte des Jahres, 
genauer gesagt in den letzten Monaten des Jah- 
res. Diese wenigen Monate genügen mit Sicher- 
heit nicht, um sich in allen Fällen von der Be- 
gründetheit der Anträge zu überzeugen. Die 
betreffenden Mittel verfallen daher, und die 
Zuschußanträge müssen nach Abschluß der 
Nachprüfung aus den Mitteln des neuen Haus- 
haltsjahres befriedigt werden. Diese neuen Mit- 
tel sind jedoch nicht in erster Linie dazu be- 
stimmt, die Abrechnung alter Vorhaben zu er- 
möglichen; sie sollen vielmehr der Förderung 
und Ankurbelung neuer Vorhaben dienen. 

3. Aufgrund vorstehender Überlegungen sollte die 
Möglichkeit geschaffen werden, den Zeitraum für die 
Verwendung der übertragenen Mittel zu verlängern. 
In diesem Zusammenhang sei bemerkt, daß Arti- 
kel 6 Absatz 5 Unterabsatz 1 der Haushaltsordnung 
bereits eine entsprechende Möglichkeit für den 
EAGFL „Ausrichtung" vorsieht. Für den Europäi- 
schen Sozialfonds genügt es, wenn die Mittel, die 
zur Erfüllung der im Rahmen der Mittel eines Haus- 
haltsjahres eingegangenen Zahlungsverpflichtungen 
benötigt werden, automatisch auf die beiden diesem 
Haushaltsjahr folgenden Jahre übertragen werden 
können. 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 101 
vom 28. April 1972, S. 3 

3) vom 8. November 1971 über die Durchführung des 
Beschlusses des Rates vom 1. Februar 1971 über die 
Reform des Europäischen Sozialfonds 

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 294 
vom 10. November 1971, S. 54) 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 20. Juni 1975 - 1/4 - 680 70 - E - So 21/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 5. Juni 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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